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Finanzplatz: Gesetzgebung 
vorläufig abgeschlossen 

Regierung erliess Ausführungsverordnung zum Sorgfaltspflichtgesetz 

Stellten die neue Verordnung z u m  Sorgfaltspflichtgesetz vor: (V.l.n.r.) Roland Müller, Leiter des A m 
tes flir Finanzdienstleistungen, Regierungschef Mario Frick und  Ressortsekretär Marcus Rick. 
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«D'r Nikolaus 
isch ko» 

SCHAAN: Gespannt warte
ten am vergangenen Don
nerstag rund 200 Kinder mit 
ihren Eltern v o r  der Metz
gerei Ospelt in Schaan auf  
den Nikolaus u n d  seinen 
Esel. Wie bereits im vergan-  ; 
genen Jahr  brachte er  den 
artigen Kindern heuer wie
der ein Klaussäcklein mit  
feinen Sachen drin. Jedes t 
Kind durfte ein Säcklein 
entgegennehmen und ein 
Sprüchlein aufsagen. Fü r  
die Eltern standen Glühwein 
und  Tee bereit. Seite 9 

EHC Vaduz 
meldet sich ein
drucksvoll zurück 

EISHOCKEY: Der EHC Va- j 
duz konnte i n  de r  Landes- ! 
klasse B gegen den EHC 
Linde Lions aus  Lustenau 
seine Niederlagenserie b e 
enden. Die Residenzler, die ; 
für diese Partie das Team 
vollkommen umgekrempelt 
haben, setzten sich klar mit 
5:0 durch. Seite 17 , 

R E K L A M E  

Die Regierung erachtet 
mit der Verabschiedung 
der Verordnung zum 
Sorgfaltspflichtgesetz das 
Massnahmenpaket zur 
Verhinderung von Geld
wäscherei und organisier
tem Verbrechen vorläufig 
als abgeschlossen. «In 
Liechtenstein haben kri
minelle Geldwäscher kei
ne Chance mehr», betonte 
Regierungschef Mario 
Frick. 

Peter Kindle 

Am 5. Dezember erliess die Re
gierung nach kurzer Vernehm-
lassungsdauer die Verordnung 
zum bereits verabschiedeten 
Sorgfaltspflichtgesetz. Zusam
men mit den anderen gesetzli
chen Massnahmen, welche im 
Zusammenhang mit dem hei
mischen Finanzplatz in Win
deseile verabschiedet wurden, 
wird auch die neue Verordnung 
a m  1. Januar  2001 in Kraft tre
ten. 

Regierungschef Mario Frick 
betonte a n  der  gestrigen Me
dienorientierung, dass der 
Massnahmenkatalog für einen 
zukunftsträchtigen Finanzplatz 
Liechtensteins n u n  vorläufig 
abgeschlossen sei. Man werde 
aber in Zukunft vermehrt am 
Ball bleiben müssen, um Ent
wicklungen a u f  internationaler 
Ebene früher erkennen und u m  

WASHINGTON: Das Oberste 
Gericht de r  USA h a t  sich 
gestern bei  de r  möglicherwei
se entscheidenden Anhörung  
z u m  Ausgang  d e r  Präs ident
schaftswahl une ins  gezeigt. 

Im Kern der  Sitzung a m  Mon
tagabend stand die Frage, ob  
das Gericht überhaupt dafür 
zuständig ist, die Auszählung 
strittiger Stimmzettel in Florida 
zu stoppen, wie dies der  repu
blikanische Präsidentschafts
kandidat George W. Bush ver 
langt. Zwei Richter, die der 
neutralen Gruppe zugerechnet 
werden und  deren Stimmen 
den  Ausschlag geben könnten, 
hakten bei Bushs Anwalt in 
dieser Frage nach. Von dem 
Gerichtsurteil könnte der  end
gültige Ausgang der  Wahl a b 
hängen. Nach Abschluss der 
Anhörung war  unklar, wann  
das Gericht sein Urteil fällen 
u n d  verkünden wird. Sollte das  
Verfassungsgericht gegen eine 
Wiederaufnahme der  Zählung 
v o n  4 5  000  bislang nicht er-
fassten Stimmzetteln entschei

a u f  Veränderungen früher rea
gieren zu können.  

Verbleib auf schwarzer 
Liste unumgänglich 

Regierungschef Mario Frick 
stellte fest, dass Liechtenstein 
n u n  über  ein Gesetzespaket im 
Finanzdienstleistungsbereich 
verfuge, das internationalen 
Anforderungen entspreche. 
Auch der  Vollzug der Gesetze 

den, müsste sich Gore wohl 
endgültig geschlagen geben. 
Bei einer Entscheidung für die 
Fortsetzung der  Zählung hätte 
e r  dagegen noch eine Chance. 

«Wo ist hier der den Bund be
treffende Streitpunkt?» fragte 
Verfassungsrichter Anthony 
Kennedy Bushs Anwalt Theo
dore Olson. Seine Kollegin 
Sandra Day O'Connor erklärte: 
«Ich habe offensichtlich das 
gleiche Problem wie Richter 
Kennedy.» Beide Richter hatten 
a m  Samstag gemeinsam mit 
den  drei ausgewiesen konser
vativen Richtern a u f  Antrag 
Bushs mit einer einstweiligen 
Verfügung die zuvor  vom 
Obersten Gericht Floridas a n 
gesetzte Nachzählung gestoppt. 
Die Entscheidung war  mit der 
denkbar  knappen Mehrheit v o n  
f ü n f  z u  vier Stimmen gefällt 
worden. 

Bush erklärte nach der  A n 
hörung, er  habe mit seinen An
wälten gesprochen und  sei ge
meinsam mit ihnen «vorsichtig 
optimistisch», dass das Gericht 
in ihrem Sinne entscheiden 

i 

sei durch organisatorische 
Massnahmen gewährleistet. 
Allerdings werde die Begleiter
scheinung, dass Liechtenstein 
a u f  der  schwarzen Liste der  
FATF steht, weiterhin andau
ern. Der Regierungschef rech
net  damit, dass unser Land 
vielleicht im Frühling 2001 v o n  
der  unliebsamen Liste gestri
chen wird. «Die FATF wird auf  
die Etablierung der  Gesetze u n d  

werde. Er sei relativ ruhig und  
habe  seine Gefühle unter  Kon
trolle, sagte Bush v o r  Journa
listen im Staatsgebäude von  
Texas in Austin. Vizepräsident 

Demonstranten vor dem Obers
ten Gerichtshof der USA in 
Washington. (Bild: Keystone) 

deren Vollzug warten», so der  
Regierungschef. 

Verordnung: Heirat von 
Liberalität und Sorgfalt 

Mit der neuen Verordnung 
zum Sorgfaltspflichtgesetz sei 
der Regierung ein «Spagat ge
lungen», frohlockte der  Regie
rungschef. Einerseits habe  m a n  
hohe Anforderungen a n  die 
Sorgfaltspflicht erreichen kön-

Gore wartete zusammen mit 
seiner Frau in seiner Amtsresi
denz in Washington a u f  das  
Urteil. 

Nach dem bisherigen Stand 
liegt Bush in Florida mit weni
gen  hundert Stimmen in 
Führung. Die 25 Wahlmänner
stimmen des US-Staates wer
den letztlich darüber entschei
den, o b  Bush oder Gore de r  
nächste Präsident de r  Vereinig
ten Staaten wird. A m  18. De
zember stimmen die Wahlmän
ner  aller 50 Staaten über  den  
Nachfolger von Bill Clinton ab, 
doch schon heute Dienstag soll 
ihre Zusammensetzung festste
hen. Das Ergebnis de r  Abstim
m u n g  des Wahlmännergremi
ums  wird allerdings traditionell 
erst beim Zusammentritt  des  
neuen Kongresses Anfang J a 
nuar  bekannt gegeben. Ausser
dem sind die Wahlmänner  
nicht aller Staaten daran g e 
bunden,  auch den Kandidaten 
z u  wählen, für  den sie in  d a s  
Gremium entsandt worden 
sind, so dass es auch hier  noch 
eine Überraschung geben kann.  

nen, andererseits sei aber  die 
Liberalität für die Finanzinter
mediäre durch den Erlass der 
Bestimmungen nicht beein
trächtigt worden. 

«Die Verordnung ist scharf, 
aber handhabbar», so der Regie
rungschef. In einer kuizen, aber 
konstruktiven Vernehmlassung 
sei unter der Regie von  Dr. Dr. 
Christoph Müller, einem schwei
zerischen Finanzexperten, eine 
Verordnung entstanden, welche 
hohem Standard, hohem Konsens 
und hohen Anforderungen an 
der Umsetzung für die Finanz
intermediäre gerecht werde. 

«Es wird ein neues 
Regime herrschen» 

Roland Müller, Leiter des  
Amtes für Finanzdienstleistun
gen brachte die Leistungen der 
Regierung bei der rasanten 
Umsetzung neuer Gesetze mi 
litärisch a u f  den Punkt: «Ab 
dem 1. J a n u a r  2001 wird ein 
neues Regime herrschen», so  
der  Amtsleiter. Liechtenstein 
verfüge n u n  im Bereich der  Ge
setze, wie auch beim Vollzug 
über einen «Top-Standard». 

Roland Müller nutz t  sogleich 
die Gelegenheit z u  verkünden, 
was man  bis anhin schon alles 
erreicht habe. Als erstes Ergebnis 
teilte er mit, dass zwei Treuhän
dern die Konzession entzogen 
worden sei und  bei drei weiteren 
Beobachtern eingesetzt worden 
seien. Zudem habe es bereits 
mehrere Zwangsliquidationen 
gegeben. Seite 3 

LSVA-Vertrag 
unter Dach 

Zwischen der Schweiz und 
dem Fürstentum Liechten
stein tritt der Vertrag über die 
Leistungsabhängige Schwer
verkehrsabgabe (LSVA) in 
Kraft. Der Nationalrat geneh
migte das Abkommen am 
Montag als Zweitrat einstim
mig. Der Vertrag regelt die 
Übernahme der LSVA durch 
Liechtenstein und ermöglicht 
den Verzicht auf Kontroll
stellen an der schweizerisch
liechtensteinischen Grenze. 
Liechtenstein hatte der 
LSVA-EinfUhrung in einer 
Abstimmung am vergange
nen 24. September mit 71 
Prozent Ja zugestimmt. Der 
Bundesrat will die LSVA auf 
Anfang 2001 einführen. 
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Die letzten Stunden der Zitterpartie 
Oberstes Gericht entscheidet über US-Wahl - Richter offenbar uneins 


